
Wie gut sind die kantonalen 
Hundegesetze?
Nach dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats zu einem eidgenössischen Hundegesetz 
im Dezember 2010 liegt die Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Hundehaltung bis auf 
Weiteres bei den Kantonen. Die 26 verschiedenen Regelungen führen dabei in der Schweiz 
insbesondere in Bezug auf die Halteverbote und Bewilligungspflichten zu grosser Rechtsunsi-
cherheit. 
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Zehn der 26 Schweizer Kantone 
haben bis heute Listen bewilli-
gungspflichtiger Hunderassen in 

ihre Gesetzgebung aufgenommen, in 
vieren (Zürich, Wallis, Freiburg und 
Genf) ist die Haltung bestimmter Ras-
sen sogar generell verboten (im Ein-
zelnen vgl. die Zusammenfassungen 
auf http://www.tierimrecht.org, Banner 
«Hunde-Recht»). Letztlich existieren in 
der Schweiz für Hundehalter 26 unter-
schiedliche Rechtssituationen.

Dieser Gesetzesdschungel führt dabei 
zu grosser Rechtsunsicherheit. Nicht 
nur wer einen Hund halten oder mit 
seinem Hund in einen anderen Kan-
ton umziehen möchte, auch wer bei-
spielsweise für einen Spaziergang das 
Kantonsgebiet wechselt, muss sich vor-
ab über die gesetzliche Situation im be-
treffenden Kanton informieren. Die 
Rechtsunsicherheit wird durch die un-
terschiedlichen, oft ungenauen Formu-
lierungen in den Erlassen noch zusätz-
lich verstärkt. So ist in den Kantonen 
Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Freiburg, 
Solothurn, Thurgau und Waadt für die 
Bewilligung eines Listenhundes bei-
spielsweise zu belegen, dass der Hund 
aus einer «anerkannten Zucht» stammt. 
Dies hat zur Folge, dass Kreuzungen 
mit bewilligungspflichtigen Rassen fak-

tisch verboten sind – wobei die Beurtei-
lung in der Regel nach dem äusseren Er-
scheinungsbild erfolgt. Welche Zuchten 
dabei in den jeweiligen Kantonen an-
erkannt werden oder wann ein Misch-
lingshund aufgrund seines Erschei-
nungsbildes als Listenhund eingestuft 
wird, ist durch die Rechtsunterworfe-
nen kaum abzuschätzen. Die Kantone 
Aargau, Schaffhausen, Waadt und Zü-
rich verlangen zudem unter anderem, 
dass der Halter eine artgerechte Haltung 
garantieren kann. Beurteilt wird dieses 
Kriterium in der Regel anhand der fi-
nanziellen und persönlichen Verhält-
nisse – was genau dies jedoch heisst, ist 
mitunter schwer nachvollziehbar. 

Bestimmungen aus rechtlicher 
Sicht teilweise problematisch

Durch die Verwendung solcher nicht 
näher definierter Begriffe wie zum Bei-
spiel der Sicherstellung einer «artge-
rechten Haltung» aufgrund der «finan-
ziellen und persönlichen Verhältnisse» 
oder der Beurteilung eines Hundes 
nach dem «äusseren Erscheinungsbild» 
(so in den Kantonen Aargau und Basel-
Stadt, ähnlich auch im Kanton Basel-
Landschaft) wird nicht nur eine gros-
se Rechtsunsicherheit geschaffen, es 

besteht auch ein erhebliches Willkür-
potenzial und letztlich die Gefahr ei-
ner Vielzahl von Gerichtsverfahren. Be-
sonders problematisch ist in diesem  
Zusammenhang die Voraussetzung  
des Herkunftsnachweises «anerkannter 
schweizerischer Rasseclubs» (so bei-
spielsweise in den Kantonen Solothurn 
und Freiburg). Was als «anerkannt» gilt, 
beurteilen dabei jeweils die Veterinär-
ämter, die meist nur Zuchten der FCI 
(Fédération Cynologique Internationa-
le) oder sogar nur der SKG (Schweizeri-
sche Kynologische Gesellschaft) zulas-
sen. Freie Rasseclubs oder Zuchtstätten 
der Interessengemeinschaft Hundewe-
sen (IGH), des Schweizer Rassehunde 
Zuchtverbands (SRZ) oder ausländi-
scher Zuchtorganisationen wie des eu-
ropäischen Rassehunde Zuchtverbands 
(ERZ) oder des Internationalen Hunde 
Verbands (IHV) werden in der Regel 
nicht zugelassen. Für nicht FCI-an-
erkannte Rassehunde wie den Pitbull 
wurde damit beispielsweise im Kan-
ton Solothurn durch die Praxis des Ve-
terinärdienstes faktisch ein Halteverbot 
geschaffen –, obwohl das Solothurner 
Stimmvolk einem Rasseverbot nie zu-
gestimmt hat. Ob diese Praxis eine ge-
nügende gesetzliche Grundlage hat 
und zulässig ist, müsste durch ein Ge-
richt überprüft werden.  

Listenhunde im Gesetzesdschungel

Ein Beispiel für die sehr unterschiedli-
che Gesetzeslage in den Kantonen ist 
der Dobermann. Während er in eini-
gen Kantonen bewilligungspflichtig 
und im Kanton Wallis gar verboten ist, 
gelten in anderen Kantonen keinerlei 
Einschränkungen für seine Haltung.
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Fraglich ist auch, ob solche starken Ein-
schränkungen aufgrund eines willkür-
lichen Kriteriums wie der Rasse nicht 
gegen verschiedene Grundrechte ver-
stossen. Das Bundesgericht hat sich 
bereits in mehreren Entscheiden mit 
kantonalen Hundegesetzen auseinan-
dergesetzt. Dabei hat es jeweils erklärt, 
dass die Abgrenzung anhand der Ras-
se grundsätzlich keine sinnvolle Un-
terscheidung darstelle, es aber an einer 
besseren Möglichkeit fehle, und allfälli-
ge Verbote gewisser Rassen aufgrund ih-
rer genetischen Veranlagung (jahrelan-
ge gezielte Zucht auf Aggressivität und 
niedrige Reizschwelle) und der grossen 
Verletzungsgefahr bei tatsächlichen Vor-
fällen (aufgrund der Anatomie des Ge-
bisses) einem europaweiten Konsens 
sowie einem subjektiven Sicherheitsbe-
dürfnis in der Bevölkerung gerechtfer-
tigt seien. Dass diese höchstrichterliche 
Argumentation nicht zufriedenstellend 
ist, zeigt unter anderem die Tatsache, 
dass die Niederlande und Italien ihre 
Rasselisten bereits wieder aufgegeben 
haben, da kein Rückgang der Beissvor-
fälle registriert werden konnte. Auch in 
Dänemark und einigen deutschen Bun-
desländern wird über eine Abschaffung 
der Listen diskutiert. Tatsächlich konn-
te auch das Bundesamt für Veterinär-
wesen in der Schweiz bis 2009 keinen 
Rückgang der Beissvorfälle registrieren. 

Die seit 2009 kantonal veröffentlichten 
Statistiken zeigen, dass in Kantonen mit 
Rasseverboten oder Bewilligungspflich-
ten zwar weniger Listenhunde gehal-
ten werden, die Zahl der Beissvorfälle 
in den vergangenen Jahren jedoch kon-
stant geblieben ist.  

Noch gar nie höchstrichterlich themati-
siert wurde der tierschutzrechtliche As-
pekt einzelner Bestimmungen. So sehen 
zahlreiche Kantone für vorübergehend 
im Kantonsgebiet lebende Hunde oder 
sogar für im betreffenden Kanton bewil-
ligte Listenhunde eine generelle Leinen- 
und/oder Maulkorbpflicht vor. Aus tier-
schutzrechtlicher Sicht ist fraglich, ob 
solche generellen Auflagen eine artge-
rechte Haltung mit genügend Auslauf 
und Sozialkontakt überhaupt noch er-
möglichen. 

Sinnvollere Massnahmen

Unter den zahlreichen kantonalen Hun-
degesetzen gibt es auch immer wieder 
einzelne Bestimmungen oder ganze Er-
lasse, die ihr Ziel weitaus besser verfol-
gen als die Rasselisten. Positiv zu wer-
ten sind hier zum Beispiel die in den 
Kantonen Thurgau und Zürich gelten-
den Vorschriften für über den Sachkun-
denachweis hinausgehende praktische 

und theoretische Ausbildungspflich-
ten. Diese sollten jedoch nicht nur die 
Halter bestimmter Rassen oder grosser 
Hunde betreffen, sondern generell gel-
ten. Der Besuch von weiteren, über die 
gesetzlichen Vorschriften hinausgehen-
den Ausbildungen und Kursen könnte 
dann zum Beispiel mit Vergünstigungen 
in der Hundesteuer belohnt werden. 
Sinnvoll ist sicher auch die strengere 
Kontrolle der Mehrhundehaltung durch 
Auflagen bezüglich der maximalen Zahl 
von Hunden, die gemeinsam ausgeführt 
oder gehalten werden dürfen. 

Wichtig ist vor allem aber auch, dass 
nicht nur Hundehaltende und ihre 
Hunde besser ausgebildet werden, son-
dern dass auch eine breite Ausbildung 
und Information der Öffentlichkeit an-
gestrebt wird. Insbesondere der kor-
rekte Umgang mit Hunden sollte unbe-
dingt an Schulen unterrichtet werden. 
Verschiedene Organisationen stellen zu 
diesem Zweck bereits heute ihr Know-
how zur Verfügung und ermöglichen 
praktische Übungen mit speziell ausge-
bildeten und gut sozialisierten Hunden. 
Nicht zu unterschätzen ist schliesslich 
auch die Bedeutung der Umsetzung des 
Tierschutzrechts. Eine tierschutzwidrige 
Haltung kann bei betroffenen Hunden 
Aggression auslösen oder zu mangeln-
der Sozialisierung führen, was die Wahr-
scheinlichkeit von Unfällen deutlich er-
höht. Eine konsequente Umsetzung des 
Tierschutzgesetzes, die theoretische und 
praktische Ausbildung von Hundehal-
tenden und von Kindern und Jugendli-
chen sowie eine breite Öffentlichkeitsar-
beit stellen damit Massnahmen dar, die 
wohl Erfolg versprechender sein dürften 
und weniger Rechtsunsicherheit schaf-
fen als Rasseverbote oder Bewilligungs-
pflichten.  <
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Aus tierschutzrechtlicher Sicht ist fraglich, 
ob die generelle Maulkorb und Leinen
pflicht, die gewisse Kantone für Hunde 
bestimmter Rassen vorsehen, eine artge
rechte Haltung mit ausreichend Sozial
kontakten und genügend Auslauf über
haupt noch ermöglichen.
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